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Erst letzten Mittwoch wieder  
hat sich der Kanton mit einem  
Hilferuf an alle Berner Gemein- 
den gewendet. Es brauche drin- 
gend mehr Unterkunftsmöglich- 
keiten für Asylsuchende. Gleich- 
zeitig hat es im Containerdorf auf  
dem Viererfeld viel Platz. Dort  
zogen am Donnerstag Kanton  
und Stadt Bern nach neun Mona- 
ten Betrieb an einem Medienan- 
lass eine positive Zwischenbilanz.

Aktuell leben auf dem Vier- 
erfeld um die 250 Personen  

mit Schutzstatus S. Theore- 
tisch könnten dort aber bis  
zu 1000 Personen übernachten.  
Wie passt das zum Hilferuf an  
die Gemeinden für mehr Unter- 
künfte?

Die Reserve auf dem Vier- 
erfeld sei notwendig, um not- 
falls schnell reagieren zu kön- 
nen, sagt Manuel Michel, kan- 
tonaler Leiter des Amts für  
Integration und Soziales. Wie  
die meisten Migrationsexper- 
ten geht auch Michel davon aus,  
dass mit den steigenden Tem- 
peraturen wieder mehr Asylsu- 

chende in die Schweiz kom- 
men werden. Auf dem Vierer- 
feld dürfte es also schon bald  
enger werden.

Wohl gemischte Nutzung
In der Vergangenheit sprach  
sich Regierungsrat Pierre Alain  
Schnegg (SVP) wiederholt da- 
gegen aus, auf dem Viererfeld  
Geflüchtete aus anderen Natio- 
nen unterzubringen. Wohl auch  
angesichts der «besorgniserre- 
genden» Lage (Michel) ist von  
diesem Vorbehalt nun aber nicht  
mehr viel zu spüren. Michel  

geht jedenfalls davon aus, dass  
auf dem Viererfeld bald wieder  
Geflüchtete aus anderen Natio- 
nen untergebracht werden könn- 
ten. Widerstand dagegen gibt es  
kaum.

«Das Viererfeld ist geeignet,  
neben den Menschen aus der  
Ukraine auch jenen aus ande- 
ren Nationen ein Daheim zu bie- 
ten», sagt Sozialdirektorin Fran- 
ziska Teuscher (Grüne). Die Ge- 
flüchteten fühlten sich laut Teu- 
scher hier trotz einfacher Wohn- 
verhältnisse wohl und schätzten  
die zentrale Lage.

Der Umstand, dass  
Schulbetrieb, Gesundheitsver- 
sorgung, soziale Beratung und  
Unterstützung mit Sozialhilfe  
direkt vor Ort stattfänden, ha- 
be sich als Erfolgsfaktor erwie- 
sen, sagt Teuscher. Es bestün- 
den kurze Wege, und die Be- 
wohner erhielten rasch Antwort  
auf ihre Fragen.

Die Erwachsenen hingegen  
lernten laut der Stadt Deutsch,  
suchten eine Wohnung und Ar- 
beit. Sie werden dabei von Fach- 
personal, aber auch freiwillig en- 
gagierten Menschen unterstützt.  

Entgegen manchen Erwartun- 
gen finden die meisten Schutzsu- 
chende mit Status S nach ein paar  
Wochen oder Monaten eine ei- 
gene Wohnung.

Was in der Containersied- 
lung fehlt, sind Sozialräume für  
gemeinsames Essen und Bei- 
sammensein. Um soziale Akti- 
vitäten in Kleingruppen zu för- 
dern, werden derzeit Tipis er- 
stellt, ein Spielplatz gebaut und  
der Aussenraum mit Pflanzen  
aufgewertet. Das Geld dafür  
hat die Heilsarmee via Spenden  
aufgetrieben.

Im Containerdorf dürfte es bald enger werden
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In der Berner Flüchtlingssiedlung leben derzeit rund 250 Personen. Stadt und Kanton sprechen von einer Erfolgsgeschichte.

Vor Gericht haben die Beschul- 
digten das letzte Wort. Manch  
einer weint. Andere zürnen  
oder bitten um Vergebung. Vie- 
le sagen gar nichts. Es sind  
kurze menschliche Intermezzi,  
nachdem das juristische Hand- 
werk verrichtet ist. Im Anschluss  
spricht das Gericht Recht.

Als Mekonen Tefera sei- 
ne Gelegenheit erhält, sagt er:  
«Man kennt die Schweiz als hu- 
manitäres Land. Ich bitte Sie, im  
Namen Gottes, um ein gerech- 
tes Urteil.» Am Gründonnerstag  
verweist ihn das Obergericht des  
Kantons Bern des Landes.

Tefera, ein schlanker, 31-jäh- 
riger Äthiopier, hat zwischen 2013  
und 2020 Leistungen vom Staat  
bezogen, genauer vom Kanton  
Bern. 54’450 Franken, ausbezahlt  
im Rahmen der Asylsozialhilfe,  
später der Nothilfe. Das Geld  
stand ihm nicht zu. Oder in  
den Worten des Gerichts: «Herr  
Tefera hat die Schweizer Steuer- 
zahlenden geschädigt.»

Der Schuldspruch ist der  
nächste Tiefschlag für einen  
Menschen, über den diese Zei- 
tung vor einem Jahr ausführ- 
lich berichtete. Dessen Geschich- 
te ein Fall wie kein zweiter ist und  
doch stellvertretend steht für den  
Umgang mit all jenen, die hier  
unerwünscht sind.

«Ja zu einer Zukunft  
für Mekonen!»
Tefera ist ein abgewiesener Asyl- 
suchender. Bald lebt er seit zehn  
Jahren in der Schweiz, wovon  
er den Grossteil in den Rück- 
kehrzentren des Kantons Bern  
verbrachte. Wer hier endet, darf  
nicht arbeiten, erhält keinen  
Deutschunterricht und von der  
öffentlichen Hand gerade so viel,  
um ein «menschenwürdiges»  
Leben führen zu können. Lange  
waren das acht Franken am Tag,  
mittlerweile sind es zehn. Da- 
mit war er einer unter Hunder- 
ten im Kanton, von 5029 im gan- 
zen Land. Sie müssen die Schweiz  
verlassen, so verlangt es das Ge- 
setz. Viele bleiben trotzdem, auch  
weil die Schweiz sie nicht aus- 
schaffen kann.

Was Tefera von anderen Un- 
erwünschten unterscheidet: Er  
kann sehr weit und sehr schnell  

rennen. Nach seiner Ankunft  
trat er Laufgruppen bei, später  
dem TV Länggasse. Er fand dort  
Freunde. Einige sitzen auf den  
Zuschauerrängen in schwarzen  
T-Shirts, auf denen steht: «Ja zu  
einer Zukunft für Mekonen!»

Der Sport und diese Men- 
schen waren Teferas Ausweg aus  
den Zentren und den Sackgassen  
in seinem Kopf. Gleichzeitig half  
es, dass er lief wie ein Getriebe- 
ner. Podestplatz reihte er an Sie- 
ge – etwa am GP von Bern. Sein  
Lohn waren mal 500 Franken  
hier, ein Gutschein da. 52’000  
Franken verdiente er so wäh- 
rend knapp acht Jahren. Er steck- 
te jeden einzelnen davon in einen  
Rucksack – auch weil keine Bank  
einem Abgewiesenen ein Bank- 
konto eröffnet. Ab und an kaufte  
er sich davon neue Schuhe, den  
Rest sparte er.

Ein Produkt der  
direkten Demokratie
Wer in der Schweiz Sozialhil- 
fe oder eben Nothilfe bezie- 
hen will, muss vorhandenes Ver- 
mögen anzeigen. Erst wer kei- 
nes mehr hat, gilt als bedürftig  
und wird damit bezugsberech- 
tigt. Eben-so müssen Verände- 
rungen der finanziellen Verhält- 
nisse angegeben werden. Meko- 
nen Tefera erzählte nur wenigen  
von seinem Rucksack, die Behör- 
den zählten nicht dazu.

Der Straftatbestand des un- 
rechtmässigen Bezugs von Leis- 
tungen einer Sozialversicherung  
oder der Sozialhilfe ist ein Pro- 
dukt der Ausschaffungsinitiative,  
der eine Mehrheit der Schwei- 
zer Stimmberechtigten vor 13 Jah- 
ren zustimmte. Selbiges gilt für  
den obligatorischen Landesver- 
weis im Falle einer Verurteilung.
Verschwieg er die Preisgelder  
vorsätzlich?

Die Vorinstanz, das  
Regionalgericht Bern-Mittelland,  
verurteilte ihn deshalb vor ei- 
nem Jahr zu einer bedingten  
Freiheitsstrafe von sechs Mona- 
ten und ordnete einen Landesver- 
weis für fünf Jahre an, der zum  
ohnehin rechtskräftigen auslän- 
derrechtlichen Wegweisungsent- 
scheid hinzukam.

Dagegen führte Tefera er- 
folglos Beschwerde am Oberge- 
richt. Denn die entscheidende  
Frage sprach letztlich gegen ihn.  

Nämlich ob er wusste, was er da  
tat. Ob er die Preisgelder vorsätz- 
lich verschwieg. Er bestreitet das:  
«Ich wusste erst, dass ich etwas  
falsch gemacht habe, als ich vor  
Gericht erscheinen musste.»

Seine Verteidigerin doppelt  
nach und kritisiert die lasche  
Dossierführung der Asylorgani- 
sationen. Sie spricht etwa den  
Umstand an, dass man Tefera  
das erste Formular nur in eng- 

lischer Sprache vorlegte, er aber  
nur über bruchstückhafte Eng- 
lischkenntnisse verfügt. Sie for- 
dert einen Freispruch.

Ob er «Cash» besitze, so lau- 
tet eine Frage auf diesem Formu- 
lar. Die Staatsanwältin hält des- 
halb dagegen. Denn das habe  
Tefera mit Sicherheit verstan- 
den – «er kreuzte das Feld mit  
Nein an». Sie fordert, das Urteil  
der Vorinstanz sei zu bestätigen,  
samt Landesverweis.

Den könne man «politisch  
völlig daneben finden». Das Ge- 
setz schreibe ihn trotzdem vor.  
Als sie das sagt, zeigt die Staats- 
anwältin auf die Zuschauerränge  
und die Menschen in den  
schwarzen Shirts und fährt fort:  
«Nicht jeder Delinquent hat ei- 
nen solchen Fanclub.» Der Be- 
schuldigte könne sich aber nicht  
auf die Integration während sei- 
nes rechtswidrigen Aufenthalts in  
der Schweiz berufen. «Würde  
man das tun, dann wäre das ei- 
ne Benachteiligung all jener, die  
man ausschafft.»

Das Gericht folgt in den  
wesentlichen Punkten der An- 
klage. «Herr Tefera ist keines- 
wegs der Unwissende, als den  
er sich ausgibt», sagt die Ge- 
richtspräsidentin. «Von mangeln- 
der Instruktion kann keine Rede  
sein.» Das Obergericht verzich- 
tet auf die Freiheitsstrafe, belässt  
es bei einer bedingten Geldstrafe  
von 180 Tagessätzen zu 10 Fran- 
ken. Am Landesverweis aber hält  
es fest.

«Leben nicht mehr  
im Gefahrengebiet»
Mekonen Tefera flüchtete 2013  
aus dem Nordwesten Äthiopi- 
ens in die Schweiz. Er verliess  
die Farm seiner Eltern, um einer  
Blutfehde zu entkommen. Sein  
Bruder hatte einen Nachbars- 
sohn erschossen, und die Fami- 
lie des Toten schwor Rache. Am  
nächstältesten Sohn. An Meko- 
nen.

Die Krux jedes Asylverfah- 
rens ist es, eine solche Geschich- 
te glaubhaft machen zu müssen.  
Tefera gelang das in den Augen  
des Schweizer Asylsystems nicht.  
Seit Mai 2015 trägt er deshalb  
einen «Wegweisungsentscheid»  
mit sich herum. Das heisst  
gleichzeitig, dass die Schweiz ei- 
ne Rückkehr nach Äthiopien für  

zumutbar hält, auch wenn im  
Norden des Landes, aus dem  
Tefera stammt, bis vor kurzem  
ein Bürgerkrieg ganze Landstri- 
che verheerte und laut jüngsten  
Schätzungen bis zu 600 000  
Menschen das Leben kostete.

So sieht es auch das Oberge- 
richt, als es den strafrechtlichen  
Landesverweis anordnet. Tefe- 
ras Eltern leben mittlerweile im  
Landesinnern. «Nicht mehr im  
Gefahrengebiet», wie das Ge- 
richt befindet. Es hatte sich des- 
halb mit dieser Frage zu befassen,  
weil es eine Ausnahme zum ob- 
ligatorischen Landesverweis gibt:  
den schweren persönlichen Här- 
tefall.

Tefera hat in der Schweiz  
zwei Kinder, für die er zwei Ta- 
ge in der Woche sorgt. «Eine Lan- 
desverweisung würde zwangsläu- 
fig zur Trennung und zu ei- 
nem abrupten Abbruch der für  
die Kinder sehr wichtigen Vater- 
Kind-Beziehung führen», votier- 
te die Verteidigung. Vergebens.
Siegprämien für den Kanton  
Bern

Zwischen Tefera und der  
Mutter der Kinder hat es nie  
funktioniert. Auch sie ist Asyl- 
suchende, im Gegensatz zu ihm  
erhielt sie ein vorläufiges Blei- 
berecht. Die Beziehung endete  
im Desaster. Sie stahl ihm den  
Rucksack mit dem Geld, das er  
nach eigenen Angaben für sei- 
ne Kinder angespart hat, worauf- 
hin er sie unter anderem mit dem  
Tod bedrohte.

Beide schalteten die Polizei  
ein, zeigten einander aber nicht  
an. Beamte der Kapo fanden  
das Geld in der Wohnung der  
Ex-Partnerin. So fing alles über- 
haupt erst an. Der Inhalt des  
Rucksacks – knapp 50’000 Fran- 
ken – wurde übrigens längst dem  
Kanton zugeschlagen. Dagegen  
hat sich Tefera nicht gewehrt.

Das Gericht zweifelt  
insgesamt am «gelebten  
Familienleben» von Tefera und  
seinen Kindern. Daraus leitet es  
ab, es liege kein schwerer per- 
sönlicher Härtefall vor. «Das Ge- 
setz ist für alle Abgewiesenen  
streng, und nur weil Herr Tefera  
ein erfolgreicher Laufsportler ist,  
erhält er keine Vorzugsbehand- 
lung.»

Das Gericht hat gesprochen.  
Tefera verharrt.

Seine letzten Meter

Cedric Fröhlich

Der Äthiopier Mekonen Tefera floh vor einer Blutfehde. Die Schweiz wies ihn zurück. Das Laufen war sein Ausweg. Nun hat ihn das Berner 
Obergericht des Landes verwiesen.

Der Fall Teferas ist einzigartig und steht doch stellvertretend für das 
Schicksal abgewiesener Asylsuchender im Land. Bild: Nicole Philipp


